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Der große
Solarschwindel

Die Deutschen glauben an die
Sonnenenergie, sie soll auch in

Zukunft stark subventioniert
werden. Das gefährdet eine

tatsächliche Energiewende – denn
die Kraft der Sonne ist teuer und

ineffektiv
Text: Daniel Wetzel Fotos: Reto Klar 
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DDer Tag, an dem Angela Merkel die Son-
nenenergie nach Nordvorpommern
brachte, begann trübe und wolkenver-
hangen. Die Bundeskanzlerin war trotz
enger Terminlage in ihren Wahlkreis ge-
fahren, um im Orte Grimmen an der
Trebel den Bau des größten Solarparks
von Mecklenburg-Vorpommern auf den
Weg zu bringen. Dass sich die Sonne bei
dem symbolträchtigen ersten Spaten-
stich im Oktober vergangenen Jahres
partout nicht zeigen wollte, tat Merkels
guter Laune ebenso wenig Abbruch wie
die Tatsache, dass die 30 480 Solarmo-
dule auf der 19 Hektar großen Fläche al-
lesamt den Stempel „Made in China“
tragen sollten. „Der Solarpark ist eine
Zukunftsinvestition“, sagte die Regie-
rungschefin unverdrossen und stach den
rot lackierten Spaten in die bröckelige
Tonerde: „Wir sind auf dem Weg in das
Zeitalter erneuerbarer Energien.“

Bei ihrer Unterstützung für die Solar-
wirtschaft weiß die Bundeskanzlerin die
Mehrheit der Bevölkerung hinter sich.
Sonnenstrom ist die Wunschenergie
Nummer eins für die Deutschen, das er-
gab in der vergangenen Woche eine Um-
frage, die der Wirtschaftsverband füh-
render Public-Relations-Agenturen in
Deutschland (GPRA) mit den Marktfor-
schern von TNS Emnid veröffentlichte.
Danach messen 99 Prozent der Befrag-
ten „der Sonnenenergie eine besonders
hohe Wichtigkeit für die zukünftige
Energieversorgung in Deutschland“ bei.
Die Sonne sei „aus Sicht der Verbraucher
die wichtigste Energiequelle der Zukunft
– noch vor Wasserkraft und Windkraft“,
heißt es im Ergebnis der Umfrage. Weni-
ger als die Hälfte der Befragten glaubten
dagegen noch an eine wichtige Rolle der
Kohlekraftwerke, nur ein Fünftel an
Atomkraft. „Die deutsche Bevölkerung
hat die Energiewende längst vollzogen
und vertraut regenerativen Energiequel-
len“, lautet das Fazit des GPRA-Präsidi-
ummitglieds Uwe Kohrs. Angesichts der
derzeit diskutierten Kürzungspläne für
Solarsubventionen müssten „Politik und
Energieversorger aufpassen, dass sie
nicht alles Restvertrauen verspielen.“

Wissenschaftler aber reiben sich ver-
wundert die Augen angesichts solcher
Vorstellungen über die Struktur der
deutschen Energieversorgung. Atom-
und Kohlekraftwerke decken heute noch
drei Viertel des deutschen Strombedarfs.
Solarmodule tragen tatsächlich erst drei
Prozent zur Bedarfsdeckung bei. Schon
der Beitrag der Windenergie übertrifft
den der Solaranlagen um ein Vielfaches
– für einen Bruchteil der Kosten. Die So-
larenergie kostet die Verbraucher Jahr
für Jahr hohe Milliardenbeträge, verteu-
ert den Klimaschutz, lässt sich nicht
wirtschaftlich speichern und fällt in
mehr als der Hälfte des Jahres fast kom-
plett aus. Auch industriepolitisch ist die
Solarförderung ein gewaltiger Schuss in
den Ofen: Bereits mehr als 70 Prozent
der in diesem Jahr in Deutschland ver-
bauten Solarmodule stammen aus Asien. 

Die Nachteile der solaren Energiever-
sorgung im schattigen Deutschland sind
aus wissenschaftlicher Sicht so eklatant,
dass der Sachverständigenrat für Um-
weltfragen, ein hochkarätiges Berater-
gremium der Bundesregierung, dazu rät,
den Ausbau der Fotovoltaik nicht mehr
weiter zu forcieren, sondern im Gegen-
teil in sehr engen Grenzen zu halten.
Der Flensburger Umweltwissenschaftler
Olav Hohmeyer, ein Mitglied des Sach-
verständigenrats, fordert, die derzeitige
solare Ausbaurate um mindestens 85
Prozent zurückzuschrauben, auf nur
noch 500 bis 1000 Megawatt pro Jahr.
Dabei ist der Sachverständigenrat durch-
aus kein natürlicher Feind erneuerbarer
Energien: In anderen Gutachten zeigt
das Professorengremium Wege auf, wie
Ökostrom bis 2050 den kompletten
deutschen Energiebedarf decken kann,
verzichtet dabei aber lieber auf ein Über-
maß an Sonnenenergie.

Die Forscher stehen mit ihrer Mei-
nung nicht allein. Das Rheinisch-Westfä-
lische Institut für Wirtschaftsforschung
(RWI) sagt wegen des „Hype um die Fo-
tovoltaik“ in Deutschland einen „weiter
anschwellenden Kosten-Tsunami“ vor-
aus. Das RWI, das zu den renommiertes-
ten deutschen Wirtschaftsforschungsin-
stituten gehört, schlägt angesichts der
deutschen Defizite bei Stromspeichern,
Stromleitungen und der mangelhaften
Vernetzung mit den europäischen Nach-
barn deshalb sogar ein mehrjähriges Mo-
ratorium für erneuerbare Energien vor,

um „die Förderanreize für diesen Zeit-
raum auszusetzen“. Auch der unabhängi-
ge Energieexperte Sven Bode vom Arrhe-
nius Institut für Energie- und Klimapoli-
tik in Hamburg stellt offen die Frage,
„ob die Förderung der Fotovoltaik nicht
bereits heute vollständig eingestellt wer-
den sollte“.

Doch danach sieht es ganz und gar
nicht aus: Die Fraktionen der Regie-
rungsparteien wollen sich Morgen über
die Novelle des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes verständigen und dabei auch
die Vergütungssätze für die unterschied-
lichen Ökostrom-Arten festschreiben.
Schon jetzt ist absehbar, dass es zu kei-
nen nennenswerten Abstrichen bei den
Solarsubventionen kommen wird. Vorge-
sehen ist im derzeitigen Gesetzentwurf
lediglich, dass die Einspeisevergütung
um jeweils drei bis vier Prozentpunkte
sinkt, wenn der Grenzwert von 3500 Me-
gawatt um 1000 Megawatt überschritten
wird. Dass dies ausreicht, die solare Kos-
tenexplosion zu beenden, glaubt kaum
ein Marktbeobachter.

Der Wirtschaftsflügel der Unionsfrak-
tion im Bundestag ist dabei schon bereit,
die richtigen Konsequenzen zu ziehen:
Er will den Fotovoltaik-Zubau in
Deutschland – wie in anderen Ländern
längst üblich – durch einen festen „Aus-
gabendeckel“ begrenzen. Thomas Ba-
reiß, der die Energiepolitik der CDU/
CSU-Fraktion koordiniert, will mit die-
ser Forderung auch in die Koalitionsge-
spräche im Bundestag gehen, denn: „Was
sich hier abzeichnet, ergibt energiewirt-
schaftlich keinen Sinn und ist sozialpoli-
tisch verantwortungslos.“

Doch Bareiß hat Zweifel, ob sich die
Position des Wirtschaftsflügels der Uni-

on in den Koalitions- und Fraktionsge-
sprächen noch durchsetzen wird. Auch
die anderen Wirtschaftspolitiker der
Fraktion glauben nicht, dass sie bei der
eigenen Parteiführung und beim Koaliti-
onspartner FDP durchdringen.

Warum die Bundesregierung den Sub-
ventionsirrsinn jetzt nicht beendet, ist
offensichtlich. Zu groß ist die Sorge der
Partei- und Regierungsspitzen, vor den
anstehenden Landtags- und Bundestags-
wahlen vom ökologischen Mainstream
der Bevölkerung abgestraft zu werden.
Nach außen hin wolle die Bundesregie-
rung nach der Abschaltung der Kern-
kraftwerke eben nicht nur als „Aus-
stiegspartei“ wahrgenommen werden,
formuliert es ein hoher Beamter des
Bundeswirtschaftsministeriums: „Eben-
so wichtig ist es zu zeigen, dass man
auch in etwas einsteigt.“ Und die Kap-
pung von Solarsubventionen – wie sinn-
voll sie inhaltlich auch immer sein mag –
„passt da eben nicht ins Bild“.

Folge dieses politischen Populismus
dürfte sein, dass auch in den kommen-
den Jahren jeweils mehr als die Hälfte
der vom Verbraucher zu zahlenden Öko-
strom-Milliarden an die Solarindustrie
fließen wird – und hier wiederum zum
weitaus größten Teil an die asiatischen
Modul- und Zellen-Hersteller. Während
die Solarlobby in der Öffentlichkeit be-
hauptet, die Bundesregierung würde bei
ihrer Energiewende die Windkraft be-
vorzugen, sprechen die Zahlen eine völ-
lig andere Sprache: Nach der offiziellen
Statistik des Bundesumweltministeri-
ums wurden im vergangenen Jahr rund
19,5 Milliarden Euro für die Errichtung
von Fotovoltaik-Anlagen in Deutschland
ausgegeben, jedoch nur 2,5 Milliarden

für die deutlich ergiebigere Windkraft.
Während die installierte Leistung der
Solarmodule 2010 um 7500 Megawatt
zunahm, wuchs die angeblich bevorzugte
Windkraft lediglich um 1500 Megawatt.
Ein Missverhältnis, das sich nach den
Zubauprognosen in diesem Jahr weiter
verfestigen dürfte.

In ihrem „Energiekonzept“ hatte sich

die Bundesregierung im vergangenen
Jahr noch das Ziel gesetzt, den Anteil er-
neuerbarer Energien bis 2020 von heute
17 auf dann 30 Prozent zu erhöhen. Nach
der Reaktorkatastrophe von Fukushima
und der Abschaltung mehrerer deut-
scher Atomkraftwerke wurde der zu er-
reichende Ökostrom-Anteil jetzt auf
„mindestens 35 Prozent“ heraufgesetzt.

So steht es im Entwurf des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes, das Ende kommen-
der Woche vom Bundestag in zweiter
und dritter Lesung verabschiedet wer-
den soll. Doch viele Ökonomen und
nicht wenige Bundestagsabgeordnete
fragen sich inzwischen, wie die be-
schleunigte „Energiewende“ innerhalb
von zehn Jahren gelingen soll, wenn die
Förderpolitik für Ökostrom dem luxu-
riösen Motto „Vom Teuersten das Meis-
te“ folgt. Müsste man angesichts des
Zeitdrucks und der knappen Mittel nicht
die effizientesten Techniken am stärks-
ten fördern?

Dass die „Energiewende“ eher zu ei-
ner „Sonnenwende“ zu werden droht,
hat viel damit zu tun, dass die einseitige
Argumentation der Solarlobby öffentlich
kaum je hinterfragt wird. Aber halten die
wichtigsten Argumente einer Überprü-
fung stand?

Solarstrom ist
nicht billig 

„Die Sonne schreibt keine Rechnung“:
Angesichts der realen Kosten für Ver-
braucher und Volkswirtschaft bekommt
das beliebte Lobbyistenwort einen fast
zynischen Beiklang. Strom aus Solarmo-
dulen, die im Jahre 2005 montiert wur-
den, wird 20 Jahre lang mit 50,23 Cent
pro Kilowattstunde vergütet. Dieser
Wert übersteigt den Börsenwert für Elek-
trizität um das Zehnfache. Die Strom-
netzbetreiber sind verpflichtet, den So-
larstrom, wie anderen Ökostrom auch,
vorrangig einzuspeisen und mit dem ge-
setzlichen Fixpreis zu bezahlen. Die ge-
waltige Differenz zum eigentlichen
Marktwert wird über die Stromrechnung
auf alle Verbraucher abgewälzt.

Zwar wurde die Einspeisevergütung in
mehreren Schritten gesenkt – auf heute
rund 28 Cent pro Kilowattstunde. Doch
weil der Preisverfall bei Solarmodulen
noch drastischer war, können Investoren
noch immer Traumrenditen auf Kosten
der Verbraucher erzielen. Während ein
Tagesgeldkonto derzeit kaum 2,5 Pro-
zent abwirft, können Besitzer von Solar-
dächern völlig risikolos jährlich sechs bis
acht Prozent Gewinn einstreichen, ge-
setzlich garantiert über 20 Jahre lang.
Kein Wunder, dass die Zahl der Fotovol-
taik-Anlagen Jahr für Jahr exponentiell
auf inzwischen mehr als 800 000 mit ei-
ner Gesamtleistung von rund 17 000 Me-
gawatt angewachsen ist. Zum Vergleich:
Ein Atomkraftwerk hat ungefähr 1000
Megawatt Leistung.

Die Frage, welche Nettokosten von
den Verbrauchern zu schultern sind, hat
in der Vergangenheit einigen wissen-
schaftlichen Streit ausgelöst. Das Rhei-
nisch-Westfälische Institut für Wirt-
schaftsforschung hat die Strommengen
aller bis Ende 2010 installierten Solar-
module mit ihren Einspeisetarifen sum-
miert und um den eigentlichen Markt-
wert des Stroms bereinigt. Ergebnis: Al-
lein für die bis Ende letzten Jahres ver-
bauten Module wird der deutsche Ver-
braucher mit reinen Subventionskosten
oder „Solarschulden“ von real 81,5 Milli-
arden Euro belastet, die er über einen
Zeitraum von zwanzig Jahren abzustot-
tern hat.

Mit diesem gewaltigen Entzug an
volkswirtschaftlicher Kaufkraft zahlt der
Bürger für eine Stromquelle, die in jeder
Nacht und mit Einbruch der dunklen
Jahreszeit ihren Beitrag zur Stromver-
sorgung fast völlig einstellt und durch
andere Kraftwerke ersetzt werden muss.
Obwohl die Solarenergie in diesem Jahr
nur etwa 20 Prozent des gesamten Öko-
strom-Aufkommens in Deutschland
stellt und lediglich drei Prozent des ge-
samten Strombedarfs deckt, verschlingt
sie 55 Prozent der gesamten Ökostrom-
Beihilfen nach dem EEG.

Sogar die „Agentur für Erneuerbare
Energien“, ein in Berlin ansässiges Lob-
bybüro der Ökobranche, hielt das Kos-
ten-Nutzen-Verhältnis des Solarstroms
nach den RWI-Berechnungen für so
schlecht, dass man das „Wuppertal Insti-
tut für Klima, Umwelt und Energie“ im
vergangenen Jahr mit einem Gegengut-
achten beauftragte. Man könne die
„Horrorzahlen des RWI so nicht stehen
lassen“, hieß es dazu. Nötig sei endlich
„eine seriöse Diskussionsgrundlage“.
Und tatsächlich: Das Gutachten der
Wuppertaler fiel für die Ökolobbyisten
wunschgemäß aus. In einer Pressekonfe-
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Berlin Es ist noch nicht alles perfekt,
das hat Herbert Musolf gelernt: Wenn
es viel regnet, produziert die Solaran-
lage auf seinem Dach nicht so viel
Strom, wie sie soll. Und: Nicht alle
Ideen zum Energiesparen lassen sich
sofort in einem Haus umsetzen, auch
wenn es das eigene ist. „Das hellste
Quartal kommt ja noch“, sagt der 61-
Jährige, als wolle er sich ein wenig be-
ruhigen, und blickt in den wolkenver-
hangenen Himmel. „Je unabhängiger

man von Energielieferanten werden
will, desto komplizierter wird es leider
auch“, sagt er. 4400 Kilowattstunden
soll seine Anlage im Jahr produzieren.
Knapp 2300 hat er in diesem Jahr
schon geschafft. Vor zwei Jahren baute
Musolf seine Stadtvilla mit Garten im
Norden der Hauptstadt. Mit der Son-
ne heizt Musolf nun sein Wasser und
stellt den Strom für die Belüftungsan-
lage des Hauses her. „Für mich ist das
mehr als nur eine rein wirtschaftliche

Rechnung“, sagt er. „Ich möchte auch
dann Strom haben, wenn Putin den
Hahn zudreht.“ So weit ist er aber
noch nicht: Noch ist er auf das öffent-
liche Stromnetz angewiesen. In die
Solaranlage hat er bereits jetzt mehre-
re Zehntausend Euro investiert. Die
Einspeisevergütung ist für ihn eher
Nebensache – er würde auch dann auf
Solarstrom setzen, wenn es keine För-
derung vom Staat gäbe. Seinem Sohn
Felix bringt er schon jetzt bei, wenig

Strom zu verbrauchen: „Machst du die
Tür vom Eisschrank noch zu?“ Felix,
bald fünf Jahre alt, macht die Klappe
zu. „Das müssen die Kinder im Eltern-
haus lernen“, sagt er. Felix weiß schon,
wozu die Zellen auf dem Dach sind,
und dass „der Strom nicht einfach aus
der Steckdose“ kommt. Wenn Herbert
Musolf könnte, würde er sich noch ein
Windrad in den Garten stellen. Doch
der ist schon voll. Teich, Terrasse und
Rosenbeet brauchen auch Platz. 

Der Hausbesitzer: Herbert Musolf

Wind: 2,5-MW-Turbine mit 2000 
Volllaststunden pro Jahr, Ertrag: 

5 Millionen Kilowattstunden pro Jahr.
Solar: Ertrag bei 980 kWh/kWp, umgerechnet 
nach Leistungsdaten Solarpark Grimmen 
(Betreiberangaben).

1 WINDRAD = 20 FUSSBALLFELDER VOLLER SOLARZELLEN

1

Bildtexte: Nina Trentmann



Dass Solarstrom „dezentral“ produziert
wird, stellt der Lobbyverband der Bran-
che gern als Vorteil heraus, ohne aller-
dings zu erklären, worin eigentlich ge-
nau dessen Wert liegt. „Ob Einfamilien-,
Mehrfamilien- oder Mietshaus: Jeder
kann investieren, profitieren und sich
künftig selbst versorgen“, wirbt der Bun-
desverband Solarwirtschaft (BSW) die-
ser Tage in ganzseitigen Zeitungsanzei-
gen unter dem Titel „Solarstrom – ein
Gewinn für alle“. Das Argument appel-
liert an das unterschwellige psychologi-
sche Bedürfnis vieler Menschen nach
Autarkie und Unabhängigkeit.

Allerdings bleibt Autarkie mit Solar-
energie eine teure Illusion. Denn Tatsa-
che ist, dass Solaranlagen in diesen Brei-
tengraden nur an 875 Stunden der 8760
Stunden eines Jahres ihre Volllast errei-
chen. In der übrigen Zeit herrscht Nacht,
schlechtes Wetter oder Winter. An neun
von zehn Stunden sind Solardachbesit-
zer darauf angewiesen, Strom aus dem
Verbundnetz zu beziehen, wie jeder an-
dere auch. 

Kommunen werden
geschwächt

Dennoch lautet ein Argument der Solar-
branche, die dezentrale Stromerzeugung
stärke auch die Wertschöpfung in den
Kommunen. Fragt man vor Ort einmal
nach, ist die Begeisterung der Stadtwer-
ke über den Fotovoltaikboom allerdings
begrenzt. Zum Beispiel im nordrhein-
westfälischen Froendenberg im Kreis
Unna. Die Stadtwerke Froendenberg
sind ein Traditionsbetrieb, der schon vor
100 Jahren damit begann, mit einem
Wasserkraftwerk in der Ruhr Strom zu
produzieren. Auch heute noch ist der Be-
trieb, der 22 000 Einwohner in 14 Orts-
teilen versorgt, dem Ökostrom gegen-
über aufgeschlossen: Es gibt neun Wind-
räder, drei Laufwasserkraftwerke und
340 Fotovoltaik-Anlagen in der Stadt.
Nur die Tatsache, dass die Dächer über-
all mit blauen Modulen belegt werden,
treibt Bernd Heitmann, dem Geschäfts-
führer der Stadtwerke, die Sorgenfalten
auf die Stirn. „Fotovoltaik hat die unan-
genehme Eigenschaft, dass alle Anlagen
bei Sonneneinstrahlung zeitgleich ans
Netz gehen“, sagt er. „Das erzeugt einen
plötzlichen Spannungshub, der im Ver-
teilnetz nur in begrenztem Umfang vor-
handen sein darf.“

Mit ihren 340 Fotovoltaik-Anlagen ha-
ben die Froendenberger bereits 5,6 Me-
gawatt ans Netz gebracht. Dabei liegt der
Strombedarf in der Region, etwa an Fei-
ertagen, oft nur halb so hoch bei rund 2,5
Megawatt. So musste Heitmann etwa 25
Anträge auf Netzanschluss neuer Solar-
anlagen bereits ablehnen, weil dies sein
Leitungsnetz in einigen Außenbereichen
überlastet hätte. 

Um dem Solar-Problem Herr zu wer-
den, müsste das kleine Stadtwerk allein
12 bis 13 Millionen Euro in den Ausbau
der Leitungsnetze vor Ort investieren.
„Das entspricht der Höhe unseres ge-
samten Eigenkapitals“, sorgt sich Heit-
mann. Weil die Kosten des Netzausbaus
vom örtlichen Netzbetreiber zu tragen
sind, müssten die Stadtwerke ihre Netz-
nutzungsentgelte erhöhen, um die In-
vestition tragen zu können. „Das könnte
sich zum Standortnachteil für unsere
Stadt auswachsen“, glaubt Heitmann.
Aus Sicht des Stadtwerke-Chefs,
„stimmt die Verhältnismäßigkeit nicht,
wenn wir hier 12 Millionen Euro inves-
tieren müssen, damit 30 Leute dann ein
paar Tausend Euro mit Solarstrom ver-
dienen.“

An dem Tag im vergangenen Oktober, als
Bundeskanzlerin Angela Merkel den 

der Ausbau der Verteilnetze in den Kom-
munen, der wegen des Solarbooms nötig
wird, kostet Experten zufolge allein
schon rund 30 Milliarden Euro zusätz-
lich. Kommt es zum erwarteten Ausbau
des Solarstroms, addieren sich Subven-
tionen und Netzausbaukosten bis 2020
ebenfalls schon auf 150 Milliarden Euro.
Noch nicht eingerechnet sind dabei die
indirekten volkswirtschaftlichen Kosten,
die durch die so ausgelösten Strompreis-
steigerungen entstehen, wie etwa Pro-
duktionsverlagerungen ins Ausland oder
Arbeitsplatzabbau.

Kommt es also nicht zu einer effekti-
ven Ausbaubremse für Fotovoltaik, dürf-
ten die Solar-Kosten in absehbarer Zeit
denen der Kernenergie gleichen. Einzi-
ger Unterschied: Atomkraftwerke haben
für dieses Geld den Strombedarf der
größten europäischen Volkswirtschaft 40
Jahre lang rund um die Uhr zu einem
Viertel gedeckt. Solarenergie deckt der-
zeit nur drei Prozent des Strombedarfs
und kann nach Angaben des Bundesver-
bandes Solar auch im Jahr 2020 nur ma-
ximal neun Prozent zur Bedarfsdeckung
beitragen, wie es in der „PV-Roadmap“
des Verbandes heißt. Dabei ist freilich zu
berücksichtigen, dass der Beitrag der So-
lar-Technologie in jeder Nacht und wäh-
rend langer Wintermonate fast auf null
sinkt und dann komplett von einem wei-
teren, „doppelten“ Kraftwerkspark er-
setzt werden muss, dessen enorme Kos-
ten in der Rechnung ebenfalls noch
nicht berücksichtigt sind.

Die Nachfrage
fehlt

Setzt sich die Solarlobby mit ihren Sub-
ventionswünschen politisch durch, dürf-
te im Jahr 2020 eine installierte Leistung
von 70 Gigawatt Sonnenenergie am Netz
sein. Dieses Ziel hat die Branche in ihrer
„PV-Roadmap“ selbst ausgegeben. Aller-
dings beträgt die gesamte Stromnachfra-
ge Deutschlands im Schnitt nur 60 Giga-
watt. Schon in zwei oder drei Jahren
werden Solar- und Windkraftanlagen ge-
meinsam an einigen Tagen im Sommer,
zur hellen Mittagszeit, phasenweise
deutlich mehr Strom produzieren, als
überhaupt nachgefragt wird. Wegen des
gesetzlichen Einspeisevorrangs für Öko-
strom müssten während dieser Stunde
alle anderen Atom- Kohle- und Gaskraft-
werke nicht nur gedrosselt, sondern
komplett abgeschaltet werden.

Weil das mit enormen Kosten und
technischen Risiken verbunden ist,
bleibt als Alternative nur, den über-
schüssigen Strom an ausländische Ab-
nehmer zu „verschenken“. Die jüngsten
Erfahrungen am Strommarkt zeigen al-
lerdings, dass ausländische Abnehmer
deutschen Ökostrom noch nicht einmal
geschenkt haben wollen – sie nehmen
ihn nur gegen Zuzahlung ab. Das hat in
den letzten Monaten bereits mehrmals
zum Effekt „negativer Strompreise“ an
der Europäischen Energiebörse geführt.

Die Besitzer großer Pumpspeicher-
kraftwerke wie etwa Österreich oder die
Schweiz profitieren in diesen Stunden
doppelt vom deutschen Ökowunder: Zu-
nächst lassen sie sich die Abnahme des
zur Unzeit produzierten deutschen
Stroms teuer bezahlen. Dann kassieren
sie für dieselben Kilowattstunden ein
zweites Mal, wenn sie die gespeicherte
Energie aus ihren Pumpspeichern ablas-
sen und als teuren Spitzenlaststrom
nach Deutschland zurückverkaufen.

Die absehbare temporäre Überproduk-
tion von Wind- und Solarstrom führt zu
einem weiteren, bislang ungelösten Pro-
blem: Welcher Sauberstrom muss für den
anderen im Netz Platz machen, wenn
doch beide eigentlich gesetzlichen Ein-
speisevorrang genießen? Regeln dafür
sind auch in der jetzigen EEG-Novelle
noch nicht enthalten. Ökonomen plädie-
ren zwar dafür, dass in Zeiten der Über-
produktion der billigere Windstrom den
teureren Solarstrom verdrängen sollte.
Doch RWI-Experte Frondel fürchtet, dass
es wohl eher die leicht regelbaren Wind-
parks sein werden, die in einer solchen Si-
tuation abgestellt werden, „da das Ab-
schalten einer großen Zahl an kleinen, de-
zentralen Fotovoltaikanlagen mit großem
Aufwand verbunden sein dürfte.“ Teuer
verdrängt billig: Für die Verbraucher dürf-
te das anbrechende Solarzeitalter noch ei-
nige Überraschungen bereit halten.

renz im Oktober vergangenen Jahres er-
klärte das Wuppertal Institut, man habe
in den RWI-Berechnungen mehrere Re-
chen- und Bewertungsfehler gefunden,
unter anderem bei der Diskontierung zu-
künftiger Werte. Fazit des Wuppertal In-
stituts: Die Subventionskosten des So-
larstroms seien in Wahrheit 42 Prozent
niedriger als vom RWI behauptet.

Das allerdings ließen die Essener Wis-
senschaftler nicht auf sich sitzen und
überprüften ihrerseits die Berechnungen
aus Wuppertal. Ihr Ergebnis publizierte
das RWI in einer mehrseitigen Streit-
schrift mit dem Titel „Eine unbequeme
Wahrheit“: Die Wuppertaler hatten sich
demnach selbst verrechnet und in ihren
Formeln versehentlich doppelt abge-
zinst. Um diesen Fehler bereinigt, ergab
die Kalkulation der Öko-Gutachter fast
dieselbe „Horrorzahl“, die zuvor vom
RWI berechnet worden war. „Die vom
RWI ermittelte Größenordnung der Kos-
ten der deutschen Solarstromförderung
wird durch die Wuppertal-Studie nolens
volens bestätigt“, resümieren die ange-
griffenen Wissenschaftler aus Essen zu-
frieden.

Wenn der Solarausbau vom Bundestag
in der kommenden Woche nicht gede-
ckelt wird, steigen die Solarkosten inner-
halb kürzester Zeit sogar auf einen drei-
stelligen Milliardenbetrag. Nach Berech-
nungen des RWI kämen bis 2020 für die
deutschen Verbraucher weitere 42 Milli-
arden Euro Kosten hinzu. Dies allerdings
auch nur unter der konservativen An-
nahme, dass der Solarzubau ab 2012 auf
3500 Megawatt jährlich begrenzt werden
kann. Es könnte auch noch doppelt so
teuer werden, wenn es bei der bisherigen
Zubaurate bleibt. 

Die Förderung der Solarbranche ist
längst so hoch, dass sie den Bundeshaus-
halt völlig überfordern würde. Mehr als
sieben Milliarden Euro überweisen die
deutschen Verbraucher in diesem Jahr
wohl an die Besitzer von Solaranlagen.
Das übersteigt den Etat des Bundesum-
weltministeriums von 1,6 Milliarden Eu-
ro um fast das Vierfache. Die Summe,
die von allen Bundesministerien zusam-
men in diesem Jahr für Energiefor-
schung ausgegeben wird, beträgt mit 700
Millionen Euro nur ein Zehntel der So-
larförderung. 

Der Wissenschaftliche Beirat des Bun-
deswirtschaftsministeriums warnt ange-
sichts der „riesigen Subventionen“ be-
reits vor einem „gewaltigen Umvertei-
lungsprogramm“. Es wäre mit einem Vo-
lumen von mehr als 100 Milliarden Euro
tatsächlich die größte soziale Umvertei-
lung von unten nach oben, die je von ei-
ner sozialdemokratischen Regierung mit
ausgelöst wurde. Denn die Milliardenlast
zahlt der Mieter mit seiner Stromrech-
nung, den Ertrag streicht der tendenziell
wohlhabende Solardach- also Immobili-
enbesitzer ein. Allein zu Jahresbeginn
2011 erhöhte sich die EEG-Umlage zur
Förderung des Ökostroms in einem ein-
zigen großen Schritt um 70 Prozent auf
3,53 Cent pro Kilowattstunde. Der Kos-
tensprung, der den Strompreis für Pri-
vathaushalte um rund zehn Prozent ver-
teuerte, war fast ausschließlich auf den
Fotovoltaik-Zubau zurückzuführen.

Atomstrom ist
nicht teurer 

Die Kosten der Solarförderung mit de-
nen der Kernenergie zu vergleichen und
so zu relativieren, ist ein beliebtes Argu-
ment von Solarfreunden. Tatsächlich
sind die Beihilfen für beide Technolo-
gien gar nicht mehr so weit von einander
entfernt. In einer Studie zur staatlichen
Förderung von Atomkraft kommt
Greenpeace zu dem Ergebnis, dass die
staatlichen Forschungsgelder für die Nu-
kleartechnik bis 2010 real – also in Prei-
sen des Jahres 2010 – rund 55 Milliarden
Euro betrugen. Insgesamt gaben die öf-
fentlichen Haushalte für die Atomkraft
bislang sogar 203,7 Milliarden Euro aus,
heißt es in der Greenpeace-Berechnung.
Eine hohe Zahl, die auch dadurch zu-
stande kommt, dass selbst „die Vorteile
der Atomenergie durch den Emissions-
handel“ als Kostenpunkt angesetzt wur-
den – und eine Reihe weiterer fragwürdi-
ger Posten, zum Beispiel die „Sanie-
rungskosten des sowjetischen Uranerz-
bergbaus in Wismut“.

Tatsächlich kommen die Solarkosten
den von Greenpeace errechneten Atom-
Subventionen schon recht nahe. Denn
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Fürstenwalde Solarzellen auf dem
Dach? Langweilig. Dafür hätte der In-
genieur Frank Prein seinen Job in der
Halbleiterindustrie nicht aufgegeben.
Aber Solarzellen, die in Fassaden ste-
cken? Die Idee fand der 48-Jährige
spannend, der vorher bei dem Hoch-
technologieunternehmen Infineon in
den USA und bei dem Halbleiterher-
steller Qimonda in Dresden arbeitete.
Seit April 2010 ist er Produktionsvor-
stand bei der Odersun AG, die in zwei

Werken in Brandenburg Solarmodule
für Fassaden herstellt. „Wir sind eine
der ersten Firmen, die in diesem Be-
reich tätig sind“, sagt Prein, ein ruhi-
ger, bedächtiger Mann. „Fassaden, das
machen noch nicht viele.“ Odersun hat
erst vor Kurzem mit der Produktion
begonnen. Die Zellen sind nur einen
Zentimeter breit und werden je nach
Größe der Fläche aneinandergesetzt.
Zellen für 30 Megawatt Strom soll das
Werk in Fürstenwalde einmal herstel-

Der Hersteller: Frank Prein
len. Frank Preins Geldgeber sind große
Investoren, einige auch aus China, wo
die Odersun AG ein Joint Venture und
eine Fabrik in Peking hat. Nun sucht er
Kontakt zu Architekten und Bauunter-
nehmen, damit die die Solarmodule
gleich in ihre Bauzeichnungen einpla-
nen. „So wird das eigene Haus zum
Kraftwerk“, sagt er – ohne das Dach
mit Solarzellen zu pflastern. Rund 25
Prozent aller Fassaden Deutschlands
sind für die Zellen geeignet, schätzt er.

chen es von der Förderung abhängig,
wann sie bauen“, sagt er. Seit 2005 hat
Heimer mit seinem Bruder eine Firma
für Modulmontage. Vorher war er
Maurer und Versicherungskaufmann.
10 bis 20 Megawatt Leistung verbaut
Rico Heimer jedes Jahr, auf Einfamili-
enhäusern, Viehställen und Fabrikhal-
len. „Die Aufträge haben sich jedes
Jahr fast verdoppelt“, sagt Rico Hei-
mer, „wir mussten schon Sachen absa-

Chemnitz Schlechtes Wetter? Das
gibt es für Rico Heimer nicht. Der 34-
Jährige montiert Solaranlagen, in
Deutschland, in Spanien, überall. „Wir
haben schon bei minus 22 Grad auf
dem Dach gestanden“, sagt er, „da
muss man höllisch aufpassen, dass ei-
nem nicht die Schrauben gefrieren.“
Jeweils Mitte und Ende des Jahres hat
der Monteur aus Chemnitz besonders
viel zu tun. „Die meisten Kunden ma-

gen, weil wir so viele Anfragen hat-
ten.“ Allerdings hat er heute schon
deutlich mehr Konkurrenten als noch
vor drei Jahren: „Auf die Idee sind
halt auch andere gekommen“, sagt er,
und: „Die Polen machen es bis zu 40
Prozent billiger.“ Ein paar Jahre, so
schätzt er trotzdem, werden er und
sein Bruder noch genug zu montieren
haben. „Irgendwo muss der Strom ja
herkommen.“

Der Monteur: Rico Heimer
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Vergütung für Solarstrom gezahlt von den Stromkunden7,2 MRD. EURO

ZUM VERGLEICH

Gesamtetat 
Umweltschutz
6,5

Etat des Bundes-
umweltministeriums
1,6 

SOLARBEIHILFEN WÜRDEN DEN
BUNDESHAUSHALT SPRENGEN

Beihilfen für die 
energetische 
Gebäudesanierung
1,5

Ausgaben des Bundes
für Energieforschung
0,7 

in Berlin immerhin 29 hauptamtliche
Mitarbeiter. Zum Vergleich: Die angeb-
lich so mächtige Lobby-Organisation der
deutschen AKW-Betreiber, das „Deut-
sche Atomforum“ beschäftigt in der
Hauptstadt lediglich 13 Mitarbeiter, Se-
kretariat und Buchhaltung schon mitein-
gerechnet. 

Doch auch Einzelunternehmen der
Branche betreiben auf eigene Kosten po-
litische Landschaftspflege. Dabei sind
nicht alle Parlamentarier so ehrlich wie
der Bonner SPD-Abgeordnete Ulrich Kel-
ber, der auf seiner Homepage als „gläser-
ner Abgeordneter“ selbst zugibt, in den
Jahren 2007, 2008 und 2009 jeweils
Spenden in Höhe von 25 000 Euro von
der Solarworld AG aus seinem Bonner
Wahlkreis erhalten zu haben. Dies zu-
sätzlich zu einer Spende über 15 000 Eu-
ro von „First Solar“ im Jahre 2009. Aller-
dings betont der stellvertretende Frakti-
onsvorsitzende Kelber, durch die Gelder
in seiner Arbeit nicht beeinflusst worden

zu sein. Kelber ist in der SPD-Fraktion
unter anderem für den Schwerpunktbe-
reich Umwelt zuständig und ist Mitglied
der „Arbeitsgruppe Energie“.

Auch die IBC Solar AG aus Bad Staffel-
stein erklärt auf Nachfrage, dass sie „die
politische Arbeit in Deutschland über
Parteigrenzen hinweg unterstützt“. IBC
hatte unter anderem Bundeskanzlerin
Merkel dafür gewinnen können, den ers-
ten Spatenstich beim Bau des Solarpark
Grimmen in Mecklenburg-Vorpommern
zu setzen, den IBC errichtet und mit chi-
nesischen Solarmodulen bestückt hatte.
Als IBC in der vergangenen Woche den
Baubeginn für den Solarpark „Jura“ in
Oberfranken feierte, war es mit CSU-
Chef Horst Seehofer ebenfalls hohe poli-
tische Prominenz, die hier kamerawirk-
sam den ersten Spatenstich setzte. 

Das politische Engagement von IBC
ist breit gestreut: „Die im Bundestag ver-
tretenen Parteien CDU, CSU, SPD, FDP
sowie Bündnis 90/Die Grünen wurden

und werden von uns unterstützt“, gibt
die Firma Auskunft. Dabei halte man sich
„strikt an die gesetzlichen Vorgaben“,
und knüpfe „in keinem Fall Bedingungen
an die von uns getätigten Spenden“.
Wenn es im Zusammenhang mit Partei-
spenden zu Kontakten mit Abgeordneten
komme, dann nur um die Zahlungmoda-
litäten abzustimmen, „nicht aber – und
darauf legen wir großen Wert – um Ein-
fluss auf die Entscheidungen dieser Man-
datsträger zu nehmen.“

Das klingt nach einem geradezu
selbstlosen Engagement. Allerdings er-
gibt eine stichprobenartige Anfrage beim
Schatzmeister der FDP, dass die Firma
IBC Solar die Spendenempfänger relativ
gezielt auswählt. „Im Jahr 2010 sind zwei
Spenden in Höhe von jeweils 5000 Euro
an den Kreisverband Dortmund sowie an
den Kreisverband Regensburg verbucht“,
gibt FDP-Sprecher Wulf Oehme Aus-
kunft. Dortmund ist der Wahlkreis von
Michael Kauch, der als umweltpolitischer

Sprecher der FDP-Bundestagsfraktion
jetzt auch an der Verabschiedung der
EEG-Novelle mitwirkt. Kurz vor den
jetzt anstehenden parlamentarischen Ge-
sprächen hatte sich Kauch für eine stär-
kere Kürzung, aber gegen eine feste „De-
ckelung“ der Solarsubventionen ausge-
sprochen, wie sie etwa vom Wirtschafts-
flügel der CDU gefordert wird. Der ande-
re IBC-Spendenempfänger, der FPD-
Kreisverband Regensburg, ist der Wahl-
kreis von Horst Meierhofer, dem stellver-
tretenden Vorsitzenden des Ausschusses
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit im Bundestag.

Auch auf europäischer Ebene sind So-
lar-Lobbyisten erfolgreich: So gelang es
etwa der Firma First Solar im vergange-
nen Jahr, bei der EU-Kommission in
Brüssel eine Ausnahmegenehmigung für
die Verwendung des krebserregenden
Nervengifts Kadmium in der Verbindung
Kadmiumtellurid zu erwirken.

Obwohl die EU-Kommission mit ihrer
sogenannten RoHS-Richtlinie eigentlich
die industrielle Verwendung giftiger
Schwermetalle wie Quecksilber oder
eben Kadmium zum Schutz von Mensch
und Umwelt komplett untersagen wollte,
machte sie dann für die Solarbranche
doch eine Ausnahme. Die besonders
günstigen und leistungsfähigen Solarmo-
dule der Firma First Solar enthalten nach
Angaben vom vergangenen Jahr pro
Stück etwa sieben Gramm der toxischen
Schwermetallverbindung. Nach Erkennt-
nissen der unabhängigen Initiative „Lob-
bycontrol“ gab First Solar im Jahre 2009
für Lobbyarbeit in Brüssel zwischen
100 000 und 150 000 Euro aus. Dass
First Solar im Kampf gegen das Kadmi-
um-Verbot „mit problematischen Mitteln
vorgegangen ist“, sei „nicht auszuschlie-
ßen“, heißt es in dem Dossier der unab-
hängigen Initiative weiter.

Beitrag zum 
Klimaschutz?

Solarstrom gilt als „saubere“ Energie, die
klimaschädliche, fossile Kraftwerke ver-
drängt. Doch für Solarenergie gilt dassel-
be wie für alle Ökostromvarianten: Unter
dem Dach des Europäischen Emissions-
handelssystems führen sie lediglich dazu,
dass Emissionen verlagert, aber nicht
vermieden werden.

Der Mechanismus wird von Vertretern
der Ökostrom-Branche zwar immer wie-
der angezweifelt, gilt aber im Grundsatz
als unwiderlegt. Denn im Kampf gegen
die Kohlendioxid-Emissionen in
Deutschland und Europa ist seit 2005
der sogenannte Emissionshandel das ers-
te Mittel der Wahl. Wirtschaftssektoren
bis hinunter zum einzelnen Kraftwerk
bekommen eine streng begrenzte Menge
an Emissionszertifikaten zugeteilt. Das
sind Gutscheine, die für den Ausstoß von
jeweils einer Tonne Kohlendioxid (CO2)
berechtigen. Anlagenbetreiber, die weni-
ger CO2 ausstoßen als geplant, können
überzählige Zertifikate am freien Markt
verkaufen. Dieses System setzt markt-
wirtschaftliche Kräfte für den Klima-
schutz frei und erzeugt „Preissignale“,
die dafür sorgen, dass die Investitionen
der Unternehmen zuerst in die günstigs-
ten und effizientesten Umwelttechnolo-
gien fließen.

Durch Subventionen für bestimmte
Ökostrom-Techniken wird der Emissi-

onshandel als marktwirtschaftlich konzi-
piertes Klimaschutzinstrument jedoch
ausgehebelt. Denn der Solarausbau sorgt
zwar für weniger CO2-Emissionen in
Deutschland, doch zugleich fallen da-
durch in gleichem Umfang die Preise für
Emissionszertifikate an der Börse. Das
führt dazu, dass „Vermeidungsmaßnah-
men in anderen Sektoren nicht ergriffen
werden, weil es kostengünstiger ist,
stattdessen Zertifikate zu kaufen“, be-
schreiben die Wissenschaftler des Esse-
ner Wirtschaftsinstituts RWI die Wir-
kung: Andere Industriesektoren im euro-
päischen Ausland „weisen folglich höhe-
re Emissionen auf und gleichen so die
Emissionseinsparungen, die im deut-
schen Stromerzeugungssektor durch das
EEG ausgelöst werden, gänzlich aus.“ Im
Ergebnis, so die Ökonomen, „ergibt sich
lediglich eine Emissionsverlagerung“.
Der „Nettoeffekt“ jeglicher Ökostrom-
Subventionen sei, jedenfalls solange das
europäische Emissionshandelssystem
existiert, genau „null“.

Zudem stellt die Fotovoltaik die bei
Weitem teuerste Art des Klimaschutzes
dar. Wissenschaftler der Internationalen
Energieagentur (IEA) oder des RWI ha-
ben errechnet, wie viel es kostet, den
Ausstoß von jeweils einer Tonne des
Treibhausgases Kohlendioxid aus einem
fossilen Kraftwerkspark durch den Ein-
satz verschiedener Ökostrom-Techniken
zu verhindern. Ergebnis: Die CO2-Ver-
meidungskosten der Fotovoltaik lagen
zuletzt bei rekordverdächtigen 648 Euro
je Tonne. Denselben Klimaschutzeffekt
würde man mit Windkraft schon für 69
Euro pro Tonne erzielen. Die Tatsache,
dass an der Europäischen Strombörse in
Leipzig Emissionsgutscheine für nur 16
Euro pro Tonne gehandelt werden, weist
darauf hin, dass die Fotovoltaik als reines
Klimaschutzinstrument sogar rund 40-
mal teurer ist als die günstigste derzeit
verfügbare CO2-Vermeidungstechnik.

Die Subventionierung gerade der teu-
ersten CO2-Vermeidungstechnik aber
„konterkariert das Prinzip des Emissi-
onshandels, den Treibhausausstoß dort
zu verringern, wo es am kostengünstigs-
ten ist“, stellt Manuel Frondel, Leiter des
Kompetenzbereichs Umwelt und Res-
sourcen des RWI fest. Fazit: Welche
Gründe es für die Subventionierung von
Solarstrom auch immer geben mag: Kli-
maschutz gehört eher nicht dazu.

Obwohl also fast kein Argument der
Solar-Befürworter einer kritischen Über-
prüfung standhält, droht der Solarzubau
weiterzugehen. Denn weil die Preise für
Solarmodule dank der chinesischen Billi-
ganbieter allein im ersten Halbjahr 2011
um rund 30 Prozent gefallen sind, bleibt
es für Investoren in Deutschland ein äu-
ßerst lukratives Geschäft, sich Solarzel-
len aufs Dach zu setzen. So sagen die An-
lageexperten der Investmentbank Mor-
gan Stanley voraus, dass in diesem Jahr
erneut die Leistung von 6500 Megawatt
auf deutsche Dächer geschraubt werden
wird. Und die Credit Suisse erwartet so-
gar einen Zubau von 7500 Megawatt So-
larleistung. Das ist fast die Menge, die im
bisherigen Rekordjahr 2010 aufgestellt
wurde. Und es wird noch mehr: Bran-
chenbeobachter erwarten, dass Deutsch-
land im kommenden Jahr mit einer wah-
ren Flut von Billig-Solarmodulen über-
schwemmt wird, weil andere große Ab-
nehmerländer wie Tschechien oder Itali-
en ihre Solarförderung bis dahin dras-
tisch zurückfahren wollen. Deutschland
aber, das als einziges Land übrig bleibt,
das Solarenergie weiter in unbegrenzter
Höhe und Menge fördert, dürfte dann
den größten Teil der Weltproduktion an
Modulen geradezu aufsaugen. Nach inof-
fiziellen, aber gleichlautenden Schätzun-
gen aus Kreisen des Bundesumwelt- und
des Bundeswirtschaftsministeriums
könnte so im kommenden Jahr erneut
mindestens 10 000 Megawatt Solarkraft
hinzukommen. Eine gewaltige Überkapa-
zität, die den Spielraum für die Förde-
rung anderer, effizienterer Ökostrom-
arten stark einschränkt, und damit die
Chancen für eine nachhaltige ökologi-
sche Energiewende zu vertretbaren Kos-
ten verringert. Denn falls die Wirt-
schaftspolitiker der Unionsfraktion kom-
mende Woche mit ihrer Forderung nach
Deckelung der Solarausgaben scheitern
sollten, ist die Messe erst einmal gelesen,
glaubt ein Kenner der Solarszene: „Dann
wird es wohl bis weit nach der nächsten
Bundestagswahl 2013 dauern, bis man
sich wieder mit dem Thema beschäftigt
und endlich jemand die Notbremse
zieht.“
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Pessin Gerhard Gossmann musste Ge-
duld haben, viel Geduld. Mehr als neun
Monate vergingen, bis der Landwirt
den Strom endlich aus seinen Solaran-
lagen ins Netz einspeisen durfte. „Das
war wirklich ein Krampf“, sagt Goss-
mann, „erst als wir mit einem Anwalt
drohten, kam der Einspeisevertrag“,
sagt er. Gossmann, ein jovialer Mann,
schüttelt den Kopf. 2009 ließ er auf
drei seiner Futterhallen in der Nähe
von Pessin in Brandenburg Fotovolta-
ikanlagen installieren; zwei Anlagen

mit 30 Kilowatt Leistung, eine Anlage
mit 90 Kilowatt. Im Frühjahr 2010
durfte er Strom verkaufen, endlich.
Wie für viele andere Landwirte ist Fo-
tovoltaik für Gerhard Gossmann nicht
schön, nicht hässlich, sondern nur eine
weitere Einnahmequelle neben den
Tieren und den Ackerfrüchten. Noch
heute ärgert sich der Landwirt über
das lange Genehmigungsverfahren. Er
weiß inzwischen, dass der Grund dafür
die Größe der 90 Kilowatt Anlage war
– kleinere Anlagen brauchen weniger

leistungsstarke Stromleitungen, daher
hätte es die zuständige Behörde wohl
lieber gesehen, wenn er sich auf diese
konzentriert hätte. Hat er aber nicht.
Und sagt heute: „Das kann doch nicht
sein.“ Dass man über 440 000 Euro
selber in die Hand nimmt und dann
von Juni bis Februar keinen Strom ver-
kaufen darf ? „Wenn ich mir das vor-
stelle“, sagt der 49-Jährige, „neun Mo-
nate auf dem Dach und keine Stunde
Strom produziert.“ Viel Geld verdient
er allerdings mit seinen Solaranlagen

bis heute nicht: „Es ist eine kleine Ab-
sicherung gegen die schwankenden
Getreidepreise“, sagt er. Den Großteil
seines Umsatzes macht der Landwirt
mit Mais, Raps und Weizen, dazu kom-
men 450 Rinder und bis zu 1000
Schweine im Jahr. Von den rund zwei
Millionen Euro Umsatz entfallen zwei,
vielleicht drei Prozent auf die Solaran-
lage. 4000 Euro soll jede Anlage jähr-
lich an Gewinn einbringen. „Das ist
mehr so ein Hobby nebenbei“, sagt
Gossmann. 

Der Landwirt: Gerhard Gossmann
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